
im April 1975 der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Süd 
und der Unterbezirksparteitag in Hannover, haben sich 
entsprechend geäußert. Der Schriftstellerverband hat 
protestiert. Einhundert Professoren der Universität 
Konstanz haben eine Erklärung gegen die „Einschrän
kung der durch die Verfassung garantierten Freiheit 
von Forschung und Lehre“ unterschrieben./49/ Kirch
liche Vertreter haben die Berufsverbote verurteilt. Eine 
Reihe von SPD- und FDP-Bundestagsabgeordneten so
wie einflußreiche Kräfte unter den Jungsozialisten 
haben ihre Besorgnis zum Ausdruck gebracht.
Im Ausland zeigt sich ebenfalls eine zunehmende Ab
lehnung der Praktiken in der BRD. So äußerte Dr. Sicco 
Mansholt, stellvertretender Präsident der „Föderation 
sozialistischer Parteien in der Europäischen Gemein
schaft“, daß die Berufsverbote ihn an „faschistische 
Methoden“ erinnerten. Von den ausländischen Teilneh
mern am Hearing in Bad Godesberg berichtete die nie
derländische Vertreterin, Prof. Dr. Renate Bartsch von 
der Universität Amsterdam, über den Beschluß des 
Universitätsrates, dem BRD-Botschafter in den Nieder
landen eine Protesterklärung gegen die Berufsverbote 
zu überbringen und diesen Protest auch der Rektoren
konferenz der niederländischen Hochschulen zu unter
breiten. Im Namen der französischen Kommunisten 
überbrachte der französische Senator Seige Boucheny 
Solidaritätsgrüße und berichtete darüber, daß die kom
munistischen Abgeordneten die Berufsverbote im Euro
paparlament zur Sprache gebracht haben. Die finnische 
Pädagogenorganisation Demokratische Lehrer und Er
zieher im Kongreß übermittelte dem Hearing eine Stel
lungnahme, in der unter Bezug auf die geschichtlichen 
Erfahrungen mit der antidemokratischen Entwicklung 
in Deutschland und ihren Auswirkungen auf andere 
Völker die Maßnahmen der Rechtskräfte und der Bun
desregierung verurteilt werden.
Die UNO hat die Bundesregierung im Jahre 1974 auf
gefordert, zu den Berufsverbotsmaßnahmen als einer
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ernsten Bedrohung der Freiheit der Meinung sowie der 
universellen Menschenrechte Stellung zu nehmen. Auf 
diese Anfrage hat die Bundesregierung bisher nicht 
geantwortet.
Der Kampf gegen die Berufsverbote hat in einer Reihe 
von Fällen schon Erfolg gehabt, weil eine breite Pro
testbewegung die Behörden gezwungen hat, ihre in
humanen Maßregelungen aufzuheben. Erwähnt sei hier 
der Fall Ilse Jacob, Lehrerin in Hamburg, der zunächst 
die Übernahme ins Beamtenverhältnis unter Hinweis 
auf ihre aktive Tätigkeit in der DKP verweigert wor
den war./50/ Ilse Jacob ist die Tochter des früheren 
Hamburger Bürgerschaftsabgeordneten Franz Jacob, der 
als antifaschistischer Widerstandskämpfer im Jahre 
1944 von den Nazis hingerichtet worden ist. Für Ilse 
Jacob setzten sich Kollegen und Eltern ihrer Schüler, 
Gewerkschaft und Personalräte, Parteien und Organi
sationen, antifaschistische Verbände in der BRD ein; 
auch aus dem Ausland kamen starke Bedenken und 
machten den Skandal besonders offensichtlich. Diesem 
starken Druck mußte der Hamburger Senat schließlich 
nachgeben.
Soviel steht jedenfalls fest: Die drakonischen Maßnah
men auf der Grundlage illegaler Beschlüsse, die einen 
Teil der Staatsangehörigen der BRD zu Bürgern zwei
ter Klasse degradieren, werden nicht ewig bestehen. 
1975 ist nicht 1878, nicht 1933 und auch nicht mehr 1950. 
Die Verfassung der BRD beginnt so: „Die Würde des 
Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schüt
zen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt“ (Art. 1 
Abs. 1 GG). Die Berufsverbote zeigen jedoch die ganze 
Tiefe des Widerspruchs zwischen Menschenwürde und 
Staatsräson, zwischen Verfassungsgebot und „Verfas
sungswirklichkeit“ im Imperialismus. Es wird noch 
eines hartnäckigen Ringens aller Kräfte des Fort
schritts bedürfen, um solche gesellschaftlich-politischen 
Veränderungen in der BRD herbeizuführen, in denen 
die Verfassung mehr ist als nur ein Blatt Papier.
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Rechtsprechung

Strafrecht

§§ 185 Abs. 1 und 3, 21 Abs. 3 StGB.
1. Wohnstätten i. S. des § 185 Abs. 1 StGB sind Gebäude 
oder Gebäudeteile, die einer Person oder mehreren Per
sonen ständig oder zeitweise als Unterkunft dienen. 
Nicht als Wohnstätten sind dagegen die zur Einrich
tung der Wohnungen gehörenden beweglichen Gegen
stände geschützt.
2. Die Ausführungshandlungen zur Inbrandsetzung von 
Wohnstätten — und damit der Versuch der Brandstif
tung — beginnen in der Regel damit, daß ein Gegen
stand oder ein Stoff in Brand gesetzt wird, der sich in 
oder unmittelbar an der Wohnstätte befindet und geeig
net ist, das Feuer auf die Wohnstätte selbst zu über
mitteln.
3. Wohnstätten bzw. mit ihnen unmittelbar verbundene 
brennbare Teile sind in Brand gesetzt, wenn das 
Feuer ihnen durch einen Zündstoff derart mitgeteilt 
wurde, daß sie auch nach Entfernung oder Erlöschen 
des Zündstoffs selbständig weiterbrennen können.
OG, Urteil vom 20. Februar 1975 — 2b Zst 6/75.

Die Angeklagte hat als Leiterin einer Eier-Aufkauf- 
stelle vom Herbst 1972 bis Anfang Mai 1974 durch eine

Vielzahl von Einzelhandlungen aus den ihr vom VEB E. 
geleisteten Bargeldvorschüssen einen Betrag von 
1 563,16 M und von den ihr zur Belieferung übergebe
nen Futtermitteln Weizen im Gesamtwert von 
225,30 M entwendet.
Um diese Handlungen zu verschleiern, entschloß sich 
die Angeklagte, am 14. Mai 1974 im Schlafzimmer ihrer 
Wohnung einen Brand zu legen. Sie schlitzte die Feder
betten auf und legte eine Kiste mit dem Geld aus Vor
schußzahlungen und Abrechnungsunterlagen in das 
Bett. Mit Streichhölzern entzündete sie die Bettfedern 
und bedeckte den glimmenden Brandherd mit der 
Tagesdecke. Danach verschloß sie das Schlafzimmer und 
ging auf den Hof. Nach etwa einer halben Stunde ent
deckte ihr Sohn den Brand, der noch nicht über die Ehe
betten hinaus um sich gegriffen hatte, und löschte ihn 
mit Wasser.
Auf Grund dieses Sachverhalts verurteilte das Kreis
gericht die Angeklagte wegen schwerer Brandstiftung 
(§§ 185 Ahs. 1, 186 Ziff. 3 StGB) und wegen mehrfachen 
Diebstahls sozialistischen Eigentums (§§ 158 Abs. 1, 161 
StGB) zu drei Jahren Freiheitsstrafe.
Gegen dieses Urteil richtet sich der zugunsten der Ange
klagten gestellte Kassationsantrag des Präsidenten des 
Obersten Gerichts, mit dem teilweise fehlerhafter 
Schuldausspruch und gröblich unrichtige Strafzumes
sung gerügt werden. Der Antrag, dem der Vertreter des 
Generalstaatsanwalts der DDR zustimmte, hatte Erfolg
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